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ARBEITSRECHT

AKTUELLE GESETZGEBUNG

Regelbedarfe werden angepasst
|  Ab dem 1.1.18 erhalten Leistungsbezieher höhere Leistungen der Grundsicherung für  
Arbeitsuchende.  |

Die Anpassung der Regelbedarfe entspricht den gesetzlichen Vorgaben. Sie orientiert sich an 
der allgemeinen Konjunktur und Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt.

Angehoben werden die Beträge in allen sogenannten Regelbedarfsstufen. Alleinstehende  
erhalten demnach ab dem Jahreswechsel 416 Euro (plus 7 Euro) und in einer Partnerschaft  
lebende Personen 374 Euro (plus 6 Euro). Bei volljährigen Personen bis zur Vollendung des 
25.  Lebensjahres ohne eigenen Haushalt beträgt ab dem Jahreswechsel der Regelbedarf 
332 Euro (plus 5 Euro).

Kinder und Jugendliche von 14 bis 17 Jahren bekommen ab nächstem Jahr 316 Euro (plus  
5 Euro), 6- bis 13-Jährige 296 Euro (plus 5 Euro) und Kinder bis 5 Jahre 240 Euro (plus 3 Euro).

Laut Bundesministerium für Arbeit und Soziales erfolgt die Anpassung der Regelbedarfe nach 
einem klaren und transparenten Mechanismus. Die Empfängerinnen und Empfänger von 
Grundsicherung und Sozialhilfe würden damit an der allgemeinen konjunkturellen Entwicklung 
teilnehmen.

QUELLE  |  Bundesagentur für Arbeit

GESETZLICHE KRANKENVERSICHERUNG

Durchschnittlicher Zusatzbeitragssatz 2018 bei 1,0 Prozent
|  Der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 
wird für das Jahr 2018 auf 1,0 Prozent abgesenkt. Das hat das Bundesgesundheitsministerium 
mit Veröffentlichung im Bundesanzeiger am 26.10.17 bekannt gemacht.  |

Die Festlegung für 2018 bedeutet eine Absenkung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes 
um 0,1 Prozentpunkte gegenüber 2017. Wie hoch der individuelle Zusatzbeitragssatz einer Kran-
kenkasse für ihre Mitglieder tatsächlich ausfällt, legt die jeweilige Krankenkasse selbst fest.
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BEFRISTUNG

Unangemessene Benachteiligung durch Verlängerung der 
Kündigungsfrist in AGB
|  Wird die gesetzliche Kündigungsfrist für den Arbeitnehmer in Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen (AGB) erheblich verlängert, kann darin auch eine unangemessene Benachteiligung 
entgegen den Geboten von Treu und Glauben liegen, wenn die Kündigungsfrist für den Arbeit-
geber in gleicher Weise verlängert wird.  |

Diese Entscheidung traf das Bundesarbeitsgericht (BAG) im Fall einer Arbeitgeberin, die den 
Beklagten in ihrer Leipziger Niederlassung seit Dezember 2009 als Speditionskaufmann  
beschäftigte. Ursprünglich vereinbart war eine 45-Stunden-Woche bei einer Vergütung von 
1.400 EUR brutto. Im Juni 2012 unterzeichneten die Parteien eine Zusatzvereinbarung. Sie sah 
vor, dass sich die gesetzliche Kündigungsfrist für beide Seiten auf drei Jahre zum Monatsende 
verlängerte. Im Gegenzug wurde ein monatliches Bruttogehalt von 2.400 EUR vereinbart. Dies 
sollte bei einem monatlichen Reinerlös von 20.000 EUR auf 2.800 EUR steigen. Vereinbart wurde 
weiter, dass das Entgelt bis zum 30.5.2015 nicht erhöht werden sollte. Es sollte bei einer späte-
ren Neufestsetzung wieder mindestens zwei Jahre unverändert bleiben. 

Nachdem ein Kollege des Beklagten festgestellt hatte, dass auf den Computern der Nieder
lassung im Hintergrund das zur Überwachung des Arbeitsverhaltens geeignete Programm  
„PC Agent“ installiert war, kündigten der Beklagte und weitere fünf Arbeitnehmer am 27.12.2014 
ihre Arbeitsverhältnisse zum 31.1.2015. Die Arbeitgeberin will festgestellt wissen, dass das  
Arbeitsverhältnis mit dem Beklagten bis zum 31.12.2017 fortbesteht.

Ihre Klage hatte keinen Erfolg. Die in den AGB enthaltene Verlängerung der Kündigungsfrist 
benachteiligt den Beklagten im Einzelfall entgegen den Geboten von Treu und Glauben unange-
messen. Sie ist deshalb unwirksam. 

Bei einer vom Arbeitgeber vorformulierten Kündigungsfrist, die die Grenzen des § 622 Abs. 6 
BGB und des § 15 Abs. 4 TzBfG einhält, aber wesentlich länger ist als die gesetzliche Regelfrist 
des § 622 Abs. 1 BGB, ist nach Abwägung aller Umstände des Einzelfalls zu prüfen, ob die ver-
längerte Frist eine unangemessene Beschränkung der beruflichen Bewegungsfreiheit darstellt. 
Eine solche unausgewogene Gestaltung liegt hier trotz der beiderseitigen Verlängerung der 
Kündigungsfrist vor. Der Nachteil für den Beklagten wurde nicht durch die vorgesehene  
Gehaltserhöhung aufgewogen, zumal die Zusatzvereinbarung das Vergütungsniveau langfristig 
einfror.

QUELLE  |  BAG, Urteil vom 26.10.2017, 6 AZR 158/16, Abruf-Nr. 197784 unter www.iww.de.
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VERHALTENSBEDINGTE KÜNDIGUNG

Bei einer Schlechtleistung kommt es auf den Vergleich mit 
anderen Arbeitnehmern an
|  Wie viele Fehler sind erlaubt? Bei dieser Frage muss die Leistung eines Einzelnen in  
Relation zu der aller vergleichbaren Arbeitnehmer beurteilt werden.  |

Hierauf wies das Arbeitsgericht Siegburg hin, als es über die Kündigungsschutzklage eines Kfz-
Mechanikers zu entscheiden hatte. Dem war wegen schlechter Arbeitsleistungen verhaltens
bedingt gekündigt worden. Der Arbeitgeber warf ihm vor, bei einem Werkstatttest nur vier von 
sechs Fehlern erkannt zu haben. Außerdem habe er bei einem Auftrag anstehende Service
arbeiten nicht durchgeführt. Dies schade dem Ruf des Autohauses. Nach drei vorausgegangenen 
Abmahnungen könne man keinen Besserungswillen feststellen.

Das Arbeitsgericht hat der Kündigungsschutzklage stattgegeben. Der Arbeitgeber habe weder 
die Leistungen des Klägers über einen repräsentativen Zeitraum, noch die Fehlerquote ver-
gleichbarer Arbeitnehmer dargelegt. So habe das Gericht nicht erkennen können, ob der Kläger 
seine vertraglichen Verpflichtungen vorwerfbar verletzt habe.

QUELLE  |  Arbeitsgericht Siegburg, Urteil vom 25.8.2017, 3 Ca 1305/17, Abruf-Nr. 197785 unter www.iww.de.

ABMAHNUNG

Wirksam abgemahnt wegen Fußballschauens während der 
Arbeitszeit
|  Wer während seiner Arbeitszeit auf dem Dienstcomputer ein Fußballspiel schaut, kann  
abgemahnt werden.  |

Das musste sich ein Arbeitnehmer vor dem Arbeitsgericht Köln sagen lassen. Er hatte während 
der Arbeitszeit jedenfalls für einen Zeitraum von 30 Sekunden ein Fußballspiel auf einem dienst-
lichen Computer angesehen. Das hatten mehrere Zeugen ausgesagt. Daraufhin war er von  
seinem Arbeitgeber abgemahnt worden. Mit seiner Klage wollte er die Abmahnung aus der 
Personalakte entfernen lassen. Das Arbeitsgericht wies die Klage jedoch ab. Es hielt die  
Abmahnung für gerechtfertigt. Zur Urteilsbegründung führte das Gericht aus, dass der Arbeit-
nehmer während der betreffenden Zeit seine Arbeitsleistung nicht erbracht habe.

QUELLE  |  Arbeitsgericht Köln, Urteil vom 28.8.2017, 20 Ca 7940/16, Abruf-Nr. 197786 unter www.iww.de. 
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BAUGENEHMIGUNG

Städtischer Minigolfplatz darf gebaut werden
|  Eine erteilte Baugenehmigung für den „Neubau einer Minigolfanlage als Bestandssiche­
rung und Errichtung eines Nebengebäudes mit integrierter Lärmschutzwand“ verletzt einen 
Nachbarn nicht in seinen Rechten.  |

So entschied es das Verwaltungsgericht (VG) Neustadt und lehnte den Eilantrag des Antragstel­
lers ab. Die Minigolfanlage liege im Geltungsbereich des Bebauungsplans, der unter Punkt 
1.2.4.1 regele, dass die Zulässigkeit von Nebenanlagen im Sinne des § 14 Baunutzungsverord­
nung außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen auf offene Pergolen, Brunnen, Denk­
male und öffentliche Bedürfnisanstalten beschränkt werde. Diese Festsetzung, von der hier 
abgewichen werde, sei schon nicht nachbarschützend. Im Übrigen sei die Befreiung zum Bau 
der Lärmschutzwand erteilt worden, um den Antragsteller vor Lärmimmissionen zu schützen.

Das Gebot der Rücksichtnahme wegen einer übermäßigen Verschattung des Grundstücks des 
Antragstellers sei ebenso wenig verletzt. Die geplante nur 2 m hohe Lärmschutzwand sei als 
überdachter Freisitz ausgestaltet und nach der Landesbauordnung an der Grenze zulässig. Der 
Freisitz begegne auch im Hinblick auf das geplante Dach mit einer Firsthöhe von 3,80 m keinen 
abstandsflächenrechtlichen Bedenken.

Das Gebot der Rücksichtnahme sei auch nicht wegen übermäßiger Lärmimmissionen verletzt. 
Die von dem Minigolfplatz voraussichtlich ausgehenden Emissionen seien dem Antragsteller 
zumutbar. 

QUELLE  | VG Neustadt, Beschluss vom 17.10.2017, 4 L 1043/17.NW, Abruf-Nr. 197787 unter www.iww.de.

GRENZWAND

Grenzwand muss bei Abriss vor Witterung geschützt werden
|  Lässt ein Grundstückseigentümer ein Gebäude abreißen und wird dadurch eine gemein­
same Grenzwand zum Grundstücksnachbar der Witterung ausgesetzt, muss diese Grenzwand 
geschützt werden.  |

Hierauf wies das Oberlandesgericht (OLG) Hamm hin. Wird dies von dem vom Eigentümer  
beauftragten Bauunternehmer unterlassen, kann der Eigentümer dem Nachbarn zum  
Schadenersatz verpflichtet sein. Er muss nach den Vorschriften des Schuldrechts für ein Ver­
schulden des Bauunternehmers einstehen (sogenannte Erfüllungsgehilfenhaftung gem. § 278 
Bürgerliches Gesetzbuch).

QUELLE  | OLG Hamm, Urteil vom 3.7.2017, 5 U 104/16, Abruf-Nr. 197788 unter www.iww.de.



MONATSRUNDSCHREIBEN� 12-2017

Baurecht

BAULEITPLAN

Schutzniveau einer Wohnnutzung kann aufgrund  
einer Lärmimmissionsvorbelastung herabgesetzt sein
|  Im Fall eines baurechtlich zulässigen Nebeneinanders von Wohnen und Sportanlagen kön-
nen faktische Vorbelastungen dazu führen, dass dem Schutz des Wohnens ein geringerer 
Stellenwert zukommt und Beeinträchtigungen in einem weitergehenden Maß zumutbar sind, 
als sie sonst in dem betreffenden Wohngebiet hinzunehmen wären.  |

Das ist das Ergebnis eines Rechtsstreits vor dem Oberverwaltungsgericht (OVG) Rheinland-
Pfalz. Die Richter verwiesen auf das Gebot der Konfliktbewältigung, Dieses verlangt, dass jeder 
Bebauungsplan grundsätzlich die von ihm selbst geschaffenen oder ihm sonst zurechenbaren 
Konflikte zu lösen hat, indem die von der Planung berührten Belange zu einem gerechten Aus-
gleich gebracht werden. Festsetzungen eines Bebauungsplans können auch Ausdruck einer 
„planerischen Zurückhaltung“ sein. Die Grenzen zulässiger Konfliktverlagerung auf die Ebene 
des Planvollzugs sind allerdings überschritten, wenn bereits im Planungsstadium absehbar ist, 
dass sich der offengelassene Interessenkonflikt in einem nachfolgenden Verfahren nicht sach-
gerecht lösen lassen wird.

QUELLE  | OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 30.8.2017, 8 C 11787/16 OVG, Abruf-Nr. 197789 unter www.iww.de.

ARCHITEKTENRECHT

Etwaige Kostengrenze muss der Bauherr beweisen
|  Wird die Kostenaufstellung überschritten, begründet dies jedenfalls dann keine Haftung 
des Architekten, wenn diese lediglich „zur Vorlage bei der Bank“ erstellt wurde und der Archi-
tekt keine weiteren Leistungen erbracht hat. In diesem Fall ist eine Kostenobergrenze als 
Beschaffenheit nicht vereinbart.  |

Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Celle rechtskräftig festgestellt. Nach der Entscheidung 
muss derjenige eine angeblich vereinbarte Kostengrenze beweisen, der sie (für seinen Vorteil) 
behauptet. 

QUELLE  | OLG Celle, Urteil vom 28.4.2016, 6 U 102/15, Abruf-Nr. 193330 unter www.iww.de.

MODERNISIERUNG

Mieter müssen Wärmedämmung mit Polystyrol hinnehmen
|  Wohnungsmieter müssen eine Wärmedämmung durch feuergefährlichen Polystyrol hin-
nehmen, so das Amtsgericht Berlin-Mitte.  |

Zwar bestehen Risiken, jedoch sei der Dämmstoff als solcher zugelassen, so das Amtsgericht. 
Nach dem Inhalt des Gesetzes komme es allein auf die wärmedämmende Eigenschaft des  
einzusetzenden Dämmstoffs an. Dieses sei bei EPS-Dämmplatten gegeben. Die vereinzelt auf-
tretenden Risiken wurden bei der Zulassung des Baustoffs offenbar in Kauf genommen. Das 
Gericht verwies darauf, dass es sich über die gesetzlichen Vorgaben nicht hinwegsetzen dürfe.

QUELLE  | Amtsgericht Berlin-Mitte, Urteil vom 14.6.2017, 17 C 158/16, Abruf-Nr. 197790 unter www.iww.de.
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AUSKUNFTSANSPRUCH

Hotel muss bei One-Night-Stand mit Schwangerschaft keine 
Auskunft über Hotelgast geben
|  Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung und auf den eigenen Schutz der Ehe und 
Familie überwiegt das Recht auf Schutz der Ehe und Familie und auf den Unterhalts­
anspruch.  |

Das hat das Amtsgericht München im Fall einer Frau entschieden, die im Juni 2010 gemeinsam 
mit ihrem damaligen männlichen Begleiter ein Hotelzimmer gemietet hatte. Mit dieser Person 
nutzte die Klägerin in dem Zeitraum ein Hotelzimmer in der zweiten Etage. 

Am 14.3.2011 brachte sie den Jungen Joel zur Welt. Ihr Begleiter aus dem Hotel könnte der Vater 
des Kindes sein. Die Frau weiß aber nur, dass er mit Vornamen „Michael“ hieß. Sei möchte nun 
von der Hotelleitung Auskunft über die Anschrift und den vollständigen Namen ihres damaligen 
Begleiters. Eigene Unterlagen dazu hat sie nicht. Mit diesen Auskünften möchte sie Kindesun­
terhaltsansprüche gegenüber ihrem damaligen Begleiter geltend machen. Sie meint, dass sie 
gegenüber dem Hotel einen Auskunftsanspruch nach dem Bundesdatenschutzgesetz hat. Das 
Hotel ist der Ansicht, dass kein Anspruch auf die Weitergabe der persönlichen Daten der Gäste 
besteht. In dem fraglichen Zeitraum wären insgesamt vier männliche Personen mit dem Vor­
namen Michael in dem Hotel zu Gast gewesen. Da die Frau die genannte Person nicht näher 
beschreiben könne, könne die infrage kommende Person auch nicht eindeutig ermittelt werden.

Daraufhin verklagte die Frau die Hotelleitung auf Auskunft. Das Amtsgericht wies die Klage  
jedoch ab. Die Frau könne nicht verlangen, dass ihr die geforderten Auskünfte erteilt werden. 
Das Gericht stellte fest, dass das Recht der betroffenen Männer auf informationelle Selbstbe­
stimmung und auf den eigenen Schutz der Ehe und Familie das Recht der Frau auf Schutz der 
Ehe und Familie und auf den Unterhaltsanspruch überwiege. Außerdem hätten die betroffenen 
Männer das Recht auf Achtung der Privat- und Intimsphäre. Das schütze davor, geschlechtliche 
Beziehungen offenbaren zu müssen. Danach könne jeder selbst darüber befinden, ob und in 
welcher Form und wem Einblick in die Intimsphäre und das eigene Leben gewährt wird. Dieses 
Recht sei durch die Preisgabe der Daten betroffen. Denn hierdurch sei bereits die Möglichkeit 
einer geschlechtlichen Beziehung zu der Frau als Mutter des Kindes letztlich unwiderlegbar in 
den Raum gestellt, so das Gericht. Für das Gericht steht weiter fest, dass die Gefahr bestehe, 
dass die Datenübermittlung ins Blaue hinein erfolgen würde. Der Frau sei es nicht möglich, 
weitere Umstände vorzutragen, durch die der unterhaltsverpflichtete Betroffene eingrenzbar 
wäre. Allein der Vorname, wobei sich die Frau nicht einmal sicher sei, ob es sich um den einzi­
gen Vornamen handelt, und die Etagenzahl im Hotel seien für die erforderliche Eingrenzung 
nicht ausreichend. Auch sei nicht mit Sicherheit feststellbar, ob es sich bei dem Namen auch 
tatsächlich um den richtigen Namen des Betroffenen handelt.

QUELLE  |  Amtsgericht München, Urteil vom 28.10.2016, 191 C 521/16, Abruf-Nr. 197791 unter www.iww.de.
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PERSONENSTANDSGESETZ

Personenstandsrecht muss weiteren positiven  
Geschlechtseintrag zulassen
|  Die Regelungen des Personenstandsrechts sind mit den grundgesetzlichen Anforderungen 
insoweit nicht vereinbar, als § 22 Abs. 3 Personenstandsgesetz (PStG) neben dem Eintrag 
„weiblich“ oder „männlich“ keine dritte Möglichkeit bietet, ein Geschlecht positiv eintragen zu 
lassen.  | 

Dies hat der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) entschieden. Geklagt hatte 
eine Person, die beim zuständigen Standesamt ihren Geburtseintrag dahingehend ändern las-
sen wollte, dass die bisherige Geschlechtsangabe „weiblich“ gestrichen und die Angabe „inter/
divers“, hilfsweise nur „divers“ eingetragen werden solle. Das Standesamt lehnte den Antrag 
ab. Nach deutschem Personenstandsrecht könne im Geburtenregister ein Kind entweder dem 
weiblichen oder dem männlichen Geschlecht zuzuordnen sein. Sofern dies nicht möglich sei, 
werde das Geschlecht nicht eingetragen.

Das hielt das BVerfG für verfassungswidrig. Das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 
in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG) schützt nach Ansicht des Gerichts auch die geschlechtliche 
Identität derjenigen, die sich dauerhaft weder dem männlichen noch dem weiblichen Geschlecht 
zuordnen lassen. Darüber hinaus verstößt das geltende Personenstandsrecht auch gegen das 
Diskriminierungsverbot (Art. 3 Abs. 3 GG), soweit die Eintragung eines anderen Geschlechts als 
„männlich“ oder „weiblich“ ausgeschlossen wird. Der Gesetzgeber muss bis zum 31. Dezember 
2018 eine Neuregelung schaffen. Gerichte und Verwaltungsbehörden dürfen die betreffenden 
Normen nicht mehr anwenden, soweit sie für Personen eine Pflicht zur Angabe des Geschlechts 
begründen, deren Geschlechtsentwicklung gegenüber einer weiblichen oder männlichen  
Geschlechtsentwicklung Varianten aufweist und die sich deswegen dauerhaft weder dem männ-
lichen, noch dem weiblichen Geschlecht zuordnen.

Dem Gesetzgeber stehen mehrere Möglichkeiten zur Verfügung, die Verfassungsverstöße zu 
beseitigen. So kann er auf einen personenstandsrechtlichen Geschlechtseintrag generell ver-
zichten. Er kann aber stattdessen auch für die betroffenen Personen die Möglichkeit schaffen, 
eine weitere positive Bezeichnung eines Geschlechts zu wählen, das nicht männlich oder weib-
lich ist. Dabei ist der Gesetzgeber nicht auf die Wahl einer der von der antragstellenden Person 
im fachgerichtlichen Verfahren verfolgten Bezeichnungen beschränkt.

QUELLE  |  BVerfG, Beschluss vom 10.10.2017, 1 BvR 2019/16, Abruf-Nr. 197770 unter www.iww.de.

ERBRECHT

Schadenersatzanspruch wegen Verletzung von  
Persönlichkeitsrechten kann nicht vererbt werden 
|  Der Anspruch auf Geldentschädigung wegen einer Persönlichkeitsrechtsverletzung ist 
grundsätzlich nicht vererblich.  |

Hierauf wies der Bundesgerichtshof (BGH) in einer aktuellen Entscheidung hin. Die Richter 
machten darüber hinaus deutlich, dass dies auch gelte, wenn der Anspruch noch zu Lebzeiten 
des Geschädigten anhängig oder rechtshängig geworden ist.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 23.5.2017, VI ZR 261/16, Abruf-Nr. 195586 unter www.iww.de.
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ERBRECHT

Erbeinsetzung im gemeinschaftlichen Ehegattentestament 
kann lebzeitige Schenkungen einschränken
|  Haben Ehegatten in einem gemeinschaftlichen Ehegattentestament einen Schlusserben 
verbindlich eingesetzt, kann der überlebende Ehegatte Teile des Vermögens nicht mehr ohne 
Weiteres verschenken. Der Beschenkte muss gegebenenfalls das Geschenk an den Schlus-
serben herausgeben. Voraussetzung dafür ist, dass der Erblasser kein anerkennenswertes 
lebzeitiges Eigeninteresse an der Zuwendung hatte.  |

So entschied es das Oberlandesgericht (OLG) Hamm im Fall eines Mannes, der im gemein-
schaftlichen Testament seiner Eltern zum Schlusserben eingesetzt worden war. Nach dem Tod 
der Mutter lernte der Vater eine 20 Jahre jüngere Frau kennen und lebte mit ihr zusammen. Er 
schenkte ihr u.a. Fondsbeteiligungen und Lebensversicherungen für ca. 250.000 EUR. Der Sohn 
verlangte nach dem Tod des Vaters von ihr die Herausgabe der Vermögenswerte. Diese  
Geschenke würden seinen Erbteil beeinträchtigen. Die Frau argumentierte, sie habe die Vermö-
genswerte aus Dankbarkeit für und zur Sicherstellung weiterer intensiver Pflege erhalten. Sie 
habe den Vater während des Zusammenlebens quasi 24 Stunden am Tag gepflegt und betreut.

Die Klage hatte Erfolg. Das OLG hat die Frau verurteilt, die geschenkten Vermögenswerte her-
auszugeben. Die Schenkungen hätten die Erberwartung des Sohnes beeinträchtigt. Sie seien 
nicht durch ein – eine Benachteiligungsabsicht ausschließendes – anerkennenswertes lebzeiti-
ges Eigeninteresse des Vaters veranlasst gewesen.

Nach dem Tode der Mutter habe der Vater die Einsetzung des Sohnes als Schlusserbe beachten 
müssen. Die Erbeinsetzung beruhe auf einer wechselbezüglichen Verfügung beider Ehegatten, 
an die der Überlebende nach dem Tode des erstversterbenden Ehegatten gebunden sei.

Die Frau habe nicht schlüssig nachgewiesen, dass die Schenkungen als Gegenleistung für die 
erbrachten oder erwarteten Pflegeleistungen vertraglich vereinbart gewesen seien. Zudem  
habe der Vater mit Benachteiligungsabsicht gehandelt. Orientiert am Schutzzweck des Geset-
zes seien an das Vorliegen der Benachteiligungsabsicht zunächst nur geringe Anforderungen zu 
stellen. Die Beeinträchtigung des Vertragserben müsse nicht das einzige oder leitende Motiv für 
die Schenkung gewesen sein. Es genüge vielmehr, dass der Erblasser wisse, dass er durch die 
unentgeltliche Zuwendung das Erbe schmälere.

Um eine Benachteiligungsabsicht festzustellen, müssten die beteiligten Interessen abgewogen 
werden. Es müsse geprüft werden, ob der Erblasser ein anerkennenswertes lebzeitiges Eigen-
interesse an der Zuwendung habe. Nur in diesem Fall müsse der Erbe die ihn beeinträchtigende 
Schenkung hinnehmen. Ein derartiges Eigeninteresse könne zwar vorliegen, wenn ein Erblas-
ser mit einer Schenkung seine Altersvorsorge und Pflege sichern wolle. Ein solches anerken-
nenswertes lebzeitiges Eigeninteresse des Vaters habe die Frau hier aber nicht schlüssig  
darlegen können. Die Schenkungen hätten den Nachlass weitgehend wertlos gemacht. Dem 
stünden behauptete Pflege- und Haushaltsleistungen über einen Zeitraum von ca. vier Jahren 
gegenüber. Dabei sei zu berücksichtigen, dass die Frau während dieser Zeit ohnehin in vollem 
Umfang freie Kost und Logis vom Vater erhalten habe. Zudem sei sie mit ihm zusammen auf 
dessen Kosten gereist. Außerdem habe ihr der Sohn für die Zeit nach dem Tode des Vaters ein 
Wohnrecht zugesagt. Vor diesem Hintergrund rechtfertigten die behaupteten Pflege- und Haus-
haltsleistungen die infrage stehenden Schenkungen nicht.

QUELLE  |  OLG Hamm, Urteil vom 12.9.2017, 10 U 75/16, Abruf-Nr. unter 197792 www.iww.de.
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ZAHLUNGSVERZUG

Gleichzeitig vorsorglich erklärte fristgemäße Kündigung ist 
unwirksam
|  Der Vermieter kann dem Mieter bei Zahlungsverzug fristlos kündigen. Kündigt er gleich­
zeitig vorsorglich fristgemäß, ist diese hilfsweise erklärte Kündigung unwirksam, da mit  
Zugang der fristlosen Kündigung der Mietvertrag sofort beendet wird.  |

So entschied es das Landgericht (LG) Berlin. Diese Differenzierung ist nach Ansicht der Richter 
von Bedeutung, wenn der Mieter innerhalb der gesetzlichen Frist den offenen Betrag nachzahlt. 
Nach dem Gesetz wird die fristlose Kündigung dadurch unwirksam. Nach der Auffassung des 
LG bleibt es in diesem Fall dem Vermieter verwehrt, sich auf die zugleich hilfsweise erklärte 
fristgemäße Kündigung zu berufen. Das LG hat daher im zugrunde liegenden Fall die Klage der 
Vermieter auf Räumung der Wohnung gegen den Hauptmieter abgewiesen.

Das LG Berlin argumentierte damit, dass zum Zeitpunkt, als die fristlose Kündigung des Ver­
mieters zuging, der Mietvertrag unmittelbar beendet worden sei. Die zugleich hilfsweise erklär­
te Kündigung mit ordentlicher Frist gehe ins Leere. Die Kündigungswirkungen der fristlosen 
Kündigung seien zwar später durch die Nachzahlung des offenen Betrags entfallen, die fristlose 
Kündigungserklärung bleibe aber bestehen. Damit bleibe die hilfsweise erklärte fristgemäße 
Kündigung unwirksam und könne nicht wieder „aufleben“.

QUELLE  | LG Berlin, Urteil vom 13.10.2017, 66 S 90/17, Abruf-Nr. 197461 unter www.iww.de.

BETRIEBSKOSTENABRECHNUNG

Vermieter muss haushaltsnahe Dienstleistungen ausweisen
|  Ein Mieter kann von seinem Vermieter verlangen, dass dieser in einer Betriebskosten­
abrechnung bestimmte Kosten so aufschlüsselt, dass der Mieter gegenüber dem Finanzamt 
haushaltsnahe Dienstleistungen in Abzug bringen kann.  |

Diese Klarstellung traf das Landgericht (LG) Berlin) im Falle eines Mieters, der von seinem  
Vermieter eine Bescheinigung über haushaltsnahe Dienstleistungen verlangt hatte. Das LG  
entschied, dass der Mieter das Recht hat, zumindest eine Betriebskostenabrechnung vom Ver­
mieter zu verlangen, anhand derer sich die Beträge ermitteln lassen, die für haushaltsnahe 
Dienstleistungen erbracht worden sind. 

Der Vermieter muss zwar weder eine „Steuerbescheinigung nach § 35a EStG“ erteilen noch 
„steuerberatend“ tätig werden und einzelne Betriebskostenarten ausdrücklich als Aufwendun­
gen „für haushaltsnahe Dienstleistungen“ einordnen und bezeichnen. Der Mieter muss jedoch 
die Möglichkeit erhalten, selbst anhand der Betriebskostenabrechnung zu ermitteln, welche 
Dienstleistungen erbracht und welche Beträge dafür aufgewendet worden sind. Dafür ist es 
erforderlich, dass Pauschalrechnungen aufgeschlüsselt und der Anteil der Dienstleistungen 
ausgewiesen werden.

QUELLE  | LG Berlin, Urteil vom 18.10.2017, 18 S 339/16, Abruf-Nr. 197462 unter www.iww.de.
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Nichteinladung zur Wohnungsbesichtigung wegen Herkunft
|  Wird ein Wohnungssuchender aufgrund seiner ethnischen Herkunft nicht zur Wohnungs­
besichtigung eingeladen, steht ihm nach § 21 Abs. 2 AGG eine Entschädigung von drei Monats­
mieten zu.  |

Dies entschied das Amtsgericht Hamburg-Barmbeck im Fall einer Mutter, die für sich und ihr 
Kind eine Wohnung suchte. Sie bewarb sich dabei für mehrere Wohnungen einer Vermieterin. 
Da die Bewerbungen jedoch sämtlich mit einer Absage endeten, kam ihr der Verdacht, dass dies 
mit ihrem türkischen Namen zu tun haben könne. Ein Freund bestätigte diesen Verdacht. Er 
schickte jeweils am selben Tag einer Absage weitere Anfragen für die Wohnungen per E-Mail. 
Dabei verwendete er jeweils erfundene deutsch oder türkisch klingende Namen. Alle türkisch 
klingenden Namen erhielten eine Absage und alle deutsch klingenden Namen eine Einladung 
zur Wohnungsbesichtigung. Das Amtsgericht sah einen klaren Verstoß gegen das AGG. Die Klä­
gerin habe Indizien darlegen und beweisen können, dass sie allein aufgrund ihres türkischen 
Namens und somit ihrer ethnischen Herkunft keine Einladung zu einem Besichtigungstermin 
erhalten hat. Damit spreche ein Anschein für eine Benachteiligung wegen ihrer ethnischen  
Herkunft. 

Beachten Sie  |  Das vom Freund der Klägerin durchgeführte sog. Testing-Verfahren ist im  
Bereich der Wohnungsmiete ausdrücklich zulässig.

QUELLE  | AG Hamburg-Barmbek, Urteil vom 3.2.2017, 811b C 273/15, Abruf-Nr. 197464 unter www.iww.de.

GETRENNTE MITEIGENTÜMER

Betriebskosten und Wohnvorteil beim Trennungsunterhalt
|  Sind Ehegatten gemeinsam Miteigentümer einer Eigentumswohnung, muss sich der Ehe­
gatte, der bei einer Trennung aus der Wohnung auszieht, in Höhe seines Miteigentumsanteils 
an den nicht umlagefähigen Betriebskosten beteiligen. Dies gilt jedoch nicht, wenn die  
Betriebskosten vom Wohnvorteil im Rahmen der Berechnung des Trennungsunterhalts abge­
zogen wurden, so das Amtsgericht Heilbronn.  |

Die Ehefrau verblieb nach der Trennung mit der ehelichen Tochter in der Eigentumswohnung. 
Sie zahlte in der Folgezeit die nicht umlagefähigen Betriebskosten für die Jahre 2013 bis 2016 
von insgesamt 2.755 EUR. Es handelte sich um Kosten der Verwaltung und Erhaltung der Eigen­
tumswohnung. Der Ehemann weigerte sich, sich an den Betriebskosten zu beteiligen. Das 
Amtsgericht entschied zugunsten der Ehefrau. Die Berufung des Ehemanns vor dem OLG Stutt­
gart war erfolglos. Der Ehefrau steht ein Anspruch auf Zahlung der hälftigen Betriebskosten zu, 
da der Ehemann zur Hälfte Miteigentümer der Wohnung ist. 

Beachten Sie  |  Der Ehemann wäre nicht zur Kostenübernahme verpflichtet, wenn die  
Betriebskosten im Rahmen der Berechnung des Trennungsunterhalts vom Wohnvorteil abge­
zogen wurden. Dies war hier aber nicht der Fall.

QUELLE  | AG Heilbronn 20.2.2017, 9 F 2639/16, Abruf-Nr. 197465 unter www.iww.de.
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SCHMERZENSGELD

Einwilligung in Tätowierung schließt  
einen Schmerzensgeldanspruch nicht aus
|  Die Einwilligung zum Stechen einer Tätowierung bezieht sich nur darauf, dass die Behand­
lung mangelfrei ist und nach den Regeln der Kunst erbracht wird.  |

So entschied es das Amtsgericht München im Fall einer Frau, die sich bei einer Tätowiererin auf 
den linken Unterarm folgende Schriftzüge tätowieren ließ: „Je t´aime mon amour, Tu es ma vie, 
Nous Ensemble Pour Toujours, L. • A.“. Sie zahlte hierfür 80 EUR in bar. Für ein Nachbessern 
musste sie weitere 20 EUR zahlen. 

Die Frau ist der Meinung, das Tattoo sei handwerklich in mehrfacher Hinsicht fehlerhaft. Der 
gesamte Schriftzug sei verwaschen und unleserlich, die Wörter seien nicht in einer einheit­
lichen Größe gestochen, Abstände der verschiedenen Wörter und Zeilen würden teilweise deut­
lich abweichen, einzelne Wörter seien schief, die Linienführung mangelhaft, verwaschen, nicht 
durchgehend und an einzelnen Stellen ausfransend. 

Die Klägerin erhob Klage zum Amtsgericht München. Sie fordert Schmerzensgeld und möchte 
gerichtlich festgestellt bekommen, dass ihr die zukünftigen Schäden aus der mangelhaften  
Tätowierung von der Beklagten ersetzt werden müssen. Sie beabsichtige, die Tätowierung  
mittelfristig entfernen zu lassen, wodurch weitere Kosten und Schmerzen entstehen würden.

Der zuständige Richter gab ihr recht. Er verurteilte die Beklagte dazu, 1.000 EUR Schmerzens­
geld zu zahlen und die 100 EUR zurückzuerstatten. Außerdem muss sie der Frau sämtliche 
Folgeschäden aus der mangelhaften Tätowierung ersetzen.

Das Urteil stellt klar, dass die Beklagte die Frau in ihrer körperlichen Unversehrtheit verletzt 
habe, indem sie das Tattoo mangelhaft erstellt hat. Bei dem Tattoo seien handwerkliche und 
gestalterische Mängel unübersehbar, wie etwa unterschiedliche Strichbreiten und verwackelte 
Linien, uneinheitliche Abstände zwischen den Buchstaben, teilweise zu eng, sodass ein Wort 
unleserlich würde; die Namen seien völlig unscharf, was wohl an einer mehrfachen Nach­
besserung der Konturlinie liegen würde.

Ein professioneller Tätowierer – worunter die Beklagte nach ihren eigenen Angaben fällt – hätte 
solche Fehler nicht gemacht. Das Tattoo entspreche damit gerade nicht der Qualität, die die 
Frau erwarten durfte. Die entsprechenden Mängel seien auch nicht durch die mangelhafte  
Pflege der Frau begründet, sondern allein durch die Beklagte.

QUELLE  |  Amtsgericht München, Urteil vom 13.4.2017, 132 C 17280/16, Abruf-Nr. 197793 unter www.iww.de.
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Abgasskandal: Rechtsschutzversicherung muss bei Klage 
des Autokäufers gegen VW zahlen
|  Verlangt ein vom sogenannten VW-Abgasskandal betroffener Autokäufer von Volkswagen 
Schadenersatz und will er den Kaufvertrag rückabwickeln, besteht dafür eine hinreichende 
Erfolgsaussicht. Der Rechtsschutzversicherer ist daher verpflichtet, Deckung zu gewähren.  |

Diese Klarstellung traf das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf im Fall eines aus Sachsen 
stammenden Versicherungsnehmers. Er hatte einen vom sogenannten „Abgasskandal“ betrof-
fenen VW-Sharan gekauft. Nun verlangte er von seiner in Düsseldorf sitzenden Rechtsschutz-
versicherung eine Deckungszusage, um Ansprüche gegen die Herstellerin Volkswagen AG auf 
Rückzahlung des Kaufpreises nebst Zinsen geltend zu machen. Dies hatte die Rechtsschutzver-
sicherung abgelehnt. Sie meint, es bestünden für die Verfolgung eines Schadenersatzanspruchs 
gegen die Herstellerin keine hinreichenden Erfolgsaussichten. Denn der Käufer könne keinen 
konkreten Schaden benennen oder beziffern, da die Fahrtauglichkeit nicht eingeschränkt sei 
und auch die Betriebserlaubnis weiterhin bestehe. Der Mangel sei außerdem mit geringem Auf-
wand zu beheben. Sollte ein merkantiler Minderwert bestehen, könne dieser zu einem späteren 
Zeitpunkt geltend gemacht werden.

Das sahen die Richter am OLG anders. Sie entschieden, dass der Versicherer einstandspflichtig 
sei. Es bestehe eine hinreichende Erfolgsaussicht der Rechtsverfolgung. Bereits mehrere Land-
gerichte erster Instanz hätten einen Schadenersatzanspruch eines Kraftfahrzeugkäufers gegen 
die Volkswagen AG wegen des Inverkehrbringens von Dieselfahrzeugen mit manipulierter  
Abgassoftware bejaht, unter anderem gemäß § 826 BGB (sittenwidrige vorsätzliche Schädi-
gung).

Der Versicherungsnehmer verstoße mit seiner beabsichtigten sofortigen Klage gegen die  
Herstellerin auch nicht gegen seine Schadensminderungspflicht. Ihm sei es nicht zuzumuten, 
trotz hinreichender Erfolgsaussichten mit rechtlichen Schritten gegen die Herstellerin zuzu-
warten. Nach dem bisherigen Verhalten der Herstellerin spreche nichts dafür, dass sie freiwillig 
den vom Kläger geltend gemachten Schadenersatzanspruch erfüllen werde und eine streitige 
Auseinandersetzung vermeidbar wäre. Im Übrigen sei es Sache des Autokäufers zu entschei-
den, wann er seine Ansprüche gegen die Herstellerin geltend machen wolle. Dies sei von  
seinem Versicherungsvertrag gedeckt.

QUELLE  |  OLG Düsseldorf, Urteil vom 21.9.2017, I-4 U 87/17, Abruf-Nr. 197794 unter www.iww.de.
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Strafbares Vermummen nach einem Fußballspiel
|  Wer sich nach dem Ende eines Fußballspiels noch auf dem Stadiongelände vermummt, 
kann wegen Verstoßes gegen das im Versammlungsgesetz angeordnete Vermummungs­
verbot bestraft werden.  |

Das musste sich ein 21-jähriger Fußballfan aus Stuttgart vor dem Oberlandesgericht (OLG) 
Hamm sagen lassen. Er hatte als Auswärtsfan das Bundesligaspiel des SC Paderborn gegen 
den VfB Stuttgart in der Benteler Arena in Paderborn besucht. Nach dem Abpfiff und dem Ver­
lassen des Stadions hielt er sich noch auf dem zum Stadiongelände gehörenden Gästeparkplatz 
bei den dort geparkten Bussen auf. Hier kam es aus einer Gruppe der auf dem Parkplatz anwe­
senden Anhänger des VfB Stuttgart heraus zu einem Tumult. Pyrotechnik wurde gezündet.  
Eingesetzte Beamte forderten die Anhänger auf, sich ruhig zu verhalten, zu den Bussen zu  
gehen und in diese einzusteigen. Zudem beabsichtigten die Beamten, die Personalien einzelner 
Anhänger festzustellen. Als der Angeklagte, welcher bereits in einen der Busse eingestiegen 
war, den Tumult bemerkte, maskierte er sich. Er verbarg sein Gesicht hinter einem roten Schal 
bzw. einer Sturmhaube, sodass nur noch die Augenpartie zu erkennen war. Zudem zog er die 
Kapuze seines Sweatshirts und auch die Kapuze seiner Jacke tief ins Gesicht. So wollte er die 
Identifizierung seiner Person verhindern. Sodann verließ er den Bus und stellte sich den einge­
setzten Polizeibeamten gegenüber. Der Aufforderung der anwesenden Beamten, wieder in den 
Bus einzusteigen, folgte er zunächst nicht. Vielmehr schrie er die Polizeibeamten an und schlug 
von außen aggressiv mit der flachen Hand kräftig gegen den Bus. Andere Anhänger des VfB 
Stuttgart konnten ihn nach kurzer Zeit in den Bus zurückdrängen. Die Identität des Angeklagten 
konnte später durch eine Auswertung eines von dem Vorfall aufgezeichneten Videos festgestellt 
werden.

Dieses Geschehen bewertete das Amtsgericht Paderborn als vorsätzlichen Verstoß gegen das 
Vermummungsverbot des Versammlungsgesetzes. Es verhängte eine Geldstrafe von 40 Tages­
sätzen. Berufung und Revision des Angeklagten blieben ohne Erfolg. Er sei zu Recht verurteilt 
worden. 

Als Veranstaltungen unter freiem Himmel fielen Fußballspiele – wie auch das in Frage stehende 
Spiel in der Benteler Arena – unter die einschlägigen Vorschriften des Versammlungsgesetzes. 
Bei seiner Vermummungstat sei der Angeklagte noch auf der Veranstaltung gewesen. Dem 
stehe nicht entgegen, dass das Fußballspiel zum Zeitpunkt des Vorfalls bereits abgepfiffen  
gewesen sei und der Angeklagte das Stadioninnere bereits verlassen gehabt habe. Solange er 
sich im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit dem zuvor besuchten Spiel noch auf dem 
Stadiongelände selbst befunden habe, um ein ihm dort zur Verfügung stehendes Mittel zum 
Abtransport zu nutzen, habe er noch an der Veranstaltung teilgenommen. Die Veranstaltung sei 
öffentlich gewesen, weil grundsätzlich jeder eine Eintrittskarte habe erwerben und die Veran­
staltung habe besuchen können. Die Vermummung des Angeklagten sei zudem geeignet und 
darauf ausgerichtet gewesen, die Feststellung seiner Identität zu beeinträchtigen. Er sei zum 
Zeitpunkt des Vorfalls so maskiert gewesen, dass nur noch seine Augenpartie zu erkennen  
gewesen sei.

QUELLE  |  OLG Hamm, Beschluss vom 7.9.2017, 4 RVs 97/17, Abruf-Nr. 197795 unter www.iww.de.
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GESETZLICHE KRANKENVERSICHERUNG

Krankenkasse muss nicht für Gesundheitstourismus in der 
Türkei aufkommen

|  Eine Borreliose ist in Deutschland gut behandelbar. Hierfür ist es nicht erforderlich, zu  
Ärzten in die Türkei zu reisen.  |

Diese Klarstellung traf das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) im Fall eines 
40-jähigen, türkischstämmigen Mannes, der vor vielen Jahren von einer Zecke gebissen wurde. 
Kurz vor Weihnachten 2014 reiste er in die Türkei und ließ dort die schmerzhafte Borreliose-
Symptomatik behandeln. Nach seiner Rückkehr im Januar legte er bei seiner Krankenkasse 
zahlreiche Rechnungen (umgerechnet ca. 860 EUR) zur Erstattung vor. Diese lehnte eine  
Zahlung ab. Die Behandlung wäre auch im Inland möglich gewesen. Es habe kein Notfall vorge-
legen. Außerdem habe der Mann keine vorherige Zustimmung der Kasse zur Auslandsbehand-
lung beantragt.

Hiergegen brachte der Mann vor, dass die Ärzte in Deutschland keinen Rat mehr zu seinen 
Schmerzen gehabt und ihm eine psychiatrische Behandlung empfohlen hätten. Erst durch die 
Behandlung in der Türkei sei er halbwegs schmerzfrei geworden. Die entstandenen Kosten  
seien relativ gering. Auch mache er keine weiteren Auslagen geltend, wie z.B. Fahrt- und Flug-
kosten.

Dem ist das LSG nicht gefolgt. Eine Kostenerstattung sei grundsätzlich nur möglich für Behand-
lungen, die im Inland nicht leistbar seien oder für Notfälle. Eine Borreliose könne in Deutsch-
land jedoch gut behandelt werden. Der Mann sei auch keinesfalls in Deutschland erfolglos  
austherapiert. Er habe bisher nur Ärzte in seiner unmittelbaren Wohnortnähe aufgesucht und 
keinerlei Fachärzte konsultiert. Lediglich der subjektive Erfolg einer nicht näher spezifizierten 
Behandlung könne keinen Anspruch auf Kostenerstattung auslösen. Ferner liege bei einer  
geplanten Behandlung auch kein medizinischer Notfall vor.

Im Gegensatz zur Ansicht des Mannes sei es auch keine unnötige Förmelei, vorher bei der  
Krankenkasse einen Antrag zu stellen. Dies sei vielmehr eine notwendige Grundvoraussetzung, 
um eine Leistung gewährt zu bekommen. Denn ein vorheriger Antrag hätte insbesondere eine 
Beratung zu weiterführenden Facharztbehandlungen im Inland erst ermöglicht.

QUELLE  |  LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 21.9.2017, L 16 KR 284/17, Abruf-Nr. 197796 unter www.iww.de.
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INTERNET

Fahrerbewertungsportal muss geändert werden
|  Das Internetportal „www.fahrerbewertung.de“ ist in seiner derzeitigen Ausgestaltung  
datenschutzrechtlich unzulässig.  |

Dies hat das Oberverwaltungsgericht (OVG) Nordrhein-Westfalen entschieden und damit die 
Anordnungen der NRW-Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit zur  
Umgestaltung der Plattform bestätigt.

Die Klägerin betreibt ein Online-Portal, mit dem das Fahrverhalten von Verkehrsteilnehmern 
unter Angabe des Kfz-Kennzeichens im Wesentlichen anhand eines Ampelschemas (grün = 
positiv, gelb = neutral, rot = negativ) bewertet werden kann. Die abgegebenen Bewertungen 
können von jedermann ohne Registrierung eingesehen werden. Die Landesbeauftragte für  
Datenschutz sieht darin einen Verstoß gegen das Bundesdatenschutzgesetz. Sie gab der Kläge-
rin unter anderem auf, die Plattform so umzugestalten, dass nur noch der jeweilige Halter oder 
die jeweilige Halterin eines Fahrzeugs die dafür abgegebenen Bewertungen einsehen kann und 
sich zu diesem Zweck zuvor registrieren muss. Die dagegen erhobene Klage hatte keinen  
Erfolg.

Zur Begründung haben die Richter im Wesentlichen ausgeführt: Das Bundesdatenschutzgesetz 
sei vorliegend anwendbar. Die zu bestimmten Kfz-Kennzeichen abgegebenen Bewertungen  
seien personenbezogene Daten. Im Rahmen der Abwägung überwiege das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht der betroffenen Kraftfahrzeughalter gegenüber den Interessen der 
Klägerin sowie der Nutzer des Portals. So sei eine vollständig anonyme Bewertung von in der 
Regel privat motiviertem Verhalten für eine unbegrenzte Öffentlichkeit einsehbar. Dem stünden 
keine gewichtigen Interessen der Klägerin und der Portalnutzer entgegen. Insbesondere das 
Ziel, die Fahrer zur Selbstreflexion anzuhalten, könne auch unter Geltung der Anordnungen 
erreicht werden.

QUELLE  |  OVG NRW, Urteil vom 19.10.2017, 16 A 770/17, Abruf-Nr. 197797 unter www.iww.de.

GUTACHTEN

Geschädigter darf trotz Versicherungsgutachten eigenes 
Gutachten erstellen lassen
|  Das Recht des Geschädigten, beim Haftpflichtschaden ein Schadengutachten einzuholen, 
erlischt nicht dadurch, dass der Versicherer mit dem Einverständnis des Geschädigten einen 
Sachverständigen entsendet.  |

Hierauf wies das Amtsgericht München hin. In dem Münchener Fall kam hinzu, dass die Begut-
achtung durch den Sachverständigen des Versicherers etwa 15 Minuten dauerte. Dabei wurden 
keine Lichtbilder angefertigt. Von unten wurde das Fahrzeug auch nicht begutachtet. Zu einer 
Wertminderung hatte sich der Versicherungsgutachter gar nicht geäußert.

QUELLE  |  Amtsgericht München, Urteil vom 24.7.2017, 335 C 7525/17, Abruf-Nr. 195686 unter www.iww.de.
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Verkehrsrecht

NUTZUNGSAUSFALLSCHADEN

Wer kein Geld zur Schadenbeseitigung hat, darf warten
|  Wenn der Geschädigte kein Geld für die Werkstattkosten hat, darf er die Regulierung durch 
den Versicherer abwarten, bevor er reparieren lässt. Das gilt auch, wenn sich daraus ein  
langer Zeitraum ergibt. Voraussetzung ist aber, dass er dies dem Versicherer vorher aus-
drücklich mitgeteilt hat.  |

So entschied es das Amtsgericht Leer im Fall eines Unfallgeschädigten, der für die Reparatur 
des Fahrzeugs kein eigenes Geld übrig hatte. Die Kreditfrage hatte sich wegen bereits laufender 
Kredite nicht gestellt. Der Versicherer hatte sich auf den Standpunkt gestellt, der Geschädigte 
habe den Unfall selbst verursacht. Etwa zehn Monate nach dem Unfall hat das Amtsgericht Leer 
mit diesem Urteil entschieden, dass der Unfallgegner und damit der Versicherer die volle  
Verantwortung für den Unfall tragen. Mit dem Urteil stellte das Amtsgericht auch fest, dass der 
Geschädigte Anspruch auf die Nutzungsausfallentschädigung bisher und bis zur Fertigstellung 
des nicht mehr fahrfähigen Fahrzeugs habe. Das waren mehr als 300 Tage.

QUELLE  |  Amtsgericht Leer, Urteil vom 10.7.2017, 070 C 1166/16, Abruf-Nr. 197289 unter www.iww.de.

FAHRVERBOT

Knapp über der Promillegrenze ist auch zuviel
|  Jeder Autofahrer weiß es: Ab 0,5 Promille Alkohol im Blut wird es kritisch – Bußgeld, Fahr-
verbot oder gar der Entzug der Fahrerlaubnis sind fast so sicher wie das Amen in der Kirche. 
Wie aber ist es, wenn der Grenzwert nur ein klitzekleines bisschen überschritten ist? Kann 
man darauf hoffen, dass das Gericht dann ein Auge zudrückt nach dem Motto: Fast nüchtern 
ist so gut wie ganz nüchtern?  |

Keineswegs, wie eine Entscheidung des Oberlandesgerichts (OLG) Bamberg zeigt. In dem zu 
entscheidenden Fall hatte der Autofahrer 0,54 Promille Alkohol im Blut. Das nahm das zunächst 
entscheidende Amtsgericht zum Anlass, das im Bußgeldbescheid noch verhängte Fahrverbot 
gegen Erhöhung der Geldbuße wegfallen zu lassen. Zu Unrecht, wie das OLG Bamberg nunmehr 
befand. Das Gericht verwies darauf, dass bei Ordnungswidrigkeiten nach § 25a StVG, also beim 
Führen eines Kraftfahrzeugs mit einer Blutalkoholkonzentration von 0,5 Promille oder mehr, 
regelmäßig ein Fahrverbot zu verhängen ist. Angesichts des höheren Unrechtsgehalts und der 
Gefährlichkeit einer derartigen Ordnungswidrigkeit verstehe sich die grundsätzliche Angemes-
senheit eines Fahrverbots regelmäßig von selbst, argumentierten die Richter. Da sie auch sonst 
keine schwerwiegenden Gründe für einen Wegfall des Fahrverbots erkennen konnten, hoben 
sie das Urteil des Amtsgerichts auf. Dieses muss nun neu entscheiden.

Fazit: Das Herantrinken an Promillegrenzen ist für Autofahrer gefährlich. Wer gerade zur  
Weihnachtszeit ganz sicher gehen will, lässt die Finger entweder vom Glühwein oder vom  
Autoschlüssel.

QUELLE  |  OLG Bamberg, Urteil vom 29.10.2012, 3 Ss OWi 1374/12, Abruf-Nr. 130022 unter www.iww.de.
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Verkehrsrecht

FAHRVERBOT

Blasenschwäche schützt bei Geschwindigkeits­
überschreitung i.d.R. nicht vor Fahrverbot
|  Wer infolge einer schwachen Blase plötzlich starken Harndrang verspürt und deswegen die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit so überschreitet, dass nach der Bußgeldkatalogverordnung 
(BKatV) ein Regelfahrverbot zu verhängen ist, ist regelmäßig auch mit dem Fahrverbot zu 
belegen. Ob die durch eine Blasenschwäche hervorgerufene Situation ausnahmsweise ein 
Absehen vom Fahrverbot rechtfertigt, hat der Bußgeldrichter im Einzelfall festzustellen.  |

Auf diese Rechtslage hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm hingewiesen. Der Betroffene  
hatte die außerorts zulässige Höchstgeschwindigkeit um 29 km/h überschritten. Dafür erhielt 
er eine Geldbuße von 80 EUR. Außerdem verhängte die Behörde ein einmonatiges Fahrverbot, 
weil der Betroffene bereits vier Monate zuvor eine ähnliche Geschwindigkeitsüberschreitung 
begangen hatte. 

Der Betroffene trug vor, dass er nach einer Prostataoperation nur noch über eine eingeschränkte 
Kontinenz verfüge. Er habe während der Fahrt einen starken, schmerzhaften Harndrang  
verspürt. Daher sei er nur noch darauf fokussiert gewesen, „rechts ran fahren“ zu können.  
Aufgrund des dichten Verkehrs auf der Bundesstraße habe er allerdings zunächst keine Gele-
genheit zum Anhalten finden können. Das Amtsgericht sah in dieser Argumentation keinen 
Grund, vom Fahrverbot abzusehen. 

Mit seiner Rechtsbeschwerde war der Betroffene – vorläufig – erfolgreich. Die Richter am OLG 
haben das Urteil aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das 
Amtsgericht zurückverwiesen.

Die Begründung des angefochtenen Urteils sei mangelhaft. Es sei in der Rechtsprechung aner-
kannt, dass ein sehr starker Drang zur Verrichtung der Notdurft, der durch eine besondere 
körperliche Disposition des Betroffenen bedingt und der ursächlich für die Geschwindigkeits-
überschreitung sei, einen Grund darstellen könne, vom Regelfahrverbot abzusehen. Dies sei 
aber keineswegs der Normalfall. Ein bestimmter körperlichen Zustand reiche noch nicht aus. 
Das würde dem Betroffenen einen „Freibrief“ für pflichtwidriges Verhalten im Straßenverkehr 
geben. Dieser müsse vielmehr seine Fahrt entsprechend planen. Er müsse gewisse Unwägbar-
keiten (wie etwa Stau, Umleitungen etc.) in seine Planungen einstellen. Zudem müsse er ent-
sprechende Vorkehrungen treffen oder ggf. auf anfänglich aufgetretenen Harn- oder Stuhldrang 
rechtzeitig reagieren, damit ihn ein starker Drang zur Verrichtung der Notdurft nicht zu pflicht-
widrigem Verhalten verleite. Ausgehend hiervon müsse der Bußgeldrichter die näheren  
Umstände einer solchen Fahrt auch bei seiner Entscheidung abwägen. Das sei im vorliegenden 
Urteil nicht erkennbar gewesen. 

Bei der erneuten Verhandlung müsse der Tatrichter die Umstände berücksichtigen, unter  
denen sich der Betroffene zu der Fahrt entschlossen habe. Er müsse klären, wie der Betroffene 
auf seinen Harndrang während der Fahrt habe reagieren können. Weiter müsse er prüfen, ob 
das Auftreten eines dringenden Harndrangs eine Situation sei, in welche der Betroffene häufi-
ger komme. In diesem Fall müsse er sich hierauf entsprechend einstellen. Es würde das Maß 
seiner Pflichtwidrigkeit geradezu erhöhen, wenn er gleichwohl ein Fahrzeug führe, obwohl er 
wegen quälenden Harndrangs so „abgelenkt“ gewesen sei, dass er die zulässige Höchst
geschwindigkeit nicht mehr habe beachten können.

QUELLE  |  OLG Hamm, Beschluss vom 10.10.2017, 4 RBs 326/17, Abruf-Nr. 197653 unter www.iww.de.



ABSCHLIESSENDE HINWEISE

Berechnung der Verzugszinsen
|  Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1. Januar 2002 der Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB anzuwenden. Seine Höhe wird jeweils zum 1. Januar und 1. Juli eines Jahres neu 
bestimmt. Er ist an die Stelle des Basiszinssatzes nach dem Diskontsatz-Überleitungsgesetz 
(DÜG) getreten.  |

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1. Juli 2017 bis zum 31. Dezember 2017 beträgt -0,88 Prozent. 
Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen:

�� für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 4,12 Prozent
�� für einen grundpfandrechtlich gesicherten Verbraucherdarlehensvertrag (§ 497 Abs. 1 BGB): 
1,12 Prozent

�� für den unternehmerischen Geschäftsverkehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 8,12 Prozent

Nachfolgend ein Überblick zur Berechnung von Verzugszinsen (Basiszinssätze).

ÜBERSICHT /    Basiszinssätze
Zeitraum Zinssatz
01.01.2017 bis 30.06.2017 -0,88 Prozent
01.07.2016 bis 31.12.2016 -0,88 Prozent
01.01.2016 bis 30.06.2016 -0,83 Prozent
01.07.2015 bis 31.12.2015 -0,83 Prozent
01.01.2015 bis 30.06.2015 -0,83 Prozent
01.07.2014 bis 31.12.2014 -0,73 Prozent
01.01.2014 bis 30.06.2014 -0,63 Prozent
01.07.2013 bis 31.12.2013 -0,38 Prozent
01.01.2013 bis 30.06.2013 -0,13 Prozent
01.07.2012 bis 31.12.2012 0,12 Prozent
01.01.2012 bis 30.06.2012 0,12 Prozent
01.07.2011 bis 31.12.2011 0,37 Prozent
01.01.2011 bis 30.06.2011 0,12 Prozent
01.07 2010 bis 31.12.2010 0,12 Prozent
01.01.2010 bis 30.06.2010 0,12 Prozent
01.07 2009 bis 31.12.2009 0,12 Prozent
01.01.2009 bis 30.06.2009 1,62 Prozent
01.07.2008 bis 31.12.2008 3,19 Prozent
01.01.2008 bis 30.06.2008 3,32 Prozent
01.07.2007 bis 31.12.2007 3,19 Prozent
01.01.2007 bis 30.06.2007 2,70 Prozent
01.07.2006 bis 31.12.2006 1,95 Prozent
01.01.2006 bis 30.06.2006 1,37 Prozent
01.07.2005 bis 31.12.2005 1,17 Prozent
01.01.2005 bis 30.06.2005 1,21 Prozent
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Wirtschaftsrecht

Steuern und Beiträge  
Sozialversicherung:  
Fälligkeitstermine in 12/2017
|  Im Monat Dezember 2017 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten:  |

Steuertermine (Fälligkeit):
�� Umsatzsteuer (Monatszahler): 11.12.2017

�� Lohnsteuer (Monatszahler): 11.12.2017

�� Einkommensteuer (vierteljährlich): 11.12.2017

�� Kirchensteuer (vierteljährlich): 11.12.2017

�� Körperschaftsteuer (vierteljährlich): 11.12.2017

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem  
Fälligkeitstermin vorliegen. 

Beachten Sie  |  Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäte-
ten Zahlung durch Überweisung endet am 14.12.2017. Es wird an dieser Stelle nochmals darauf 
hingewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck gilt.

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit):
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden  
Monats fällig, für den Beitragsmonat Dezember 2017 am 27.12.2017.


